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Antrag 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) — Wahlprüfungsangelegenheiten — 


betr. Einspruch des Bernhard Oelerink, Langenhagen, 
gegen die Gültigkeit der Wahl zum 7. Deutschen Bundestag 
vom 19. November 1972 — Az. 18/72 — 


A. Problem 

Der Deutsche Bundestag hat nach Vorprüfung durch den Wahl- 
prüfungsausschuß über die Einsprüche gegen die Gültigkeit der 
Wahl zum 7. Deutschen Bundestag vom 19. November 1972 zu 
entscheiden. Der zur Beschlußfassung vorgelegte Einspruch ist 
begründet worden mit: 

Verletzung der Chancengleichheit 


B. Lösung 

Zurückweisung dieses Wahleinspruchs ohne öffentliche münd- 
liche Verhandlung wegen offensichtlicher Unbegründetheit 

Offensichtlich unbegründet sind nach ständiger Praxis des Bun- 
destages Einsprüche, die 

a) die Verfassungswidrigkeit von Gesetzen rügen? im Rahmen 
des Wahlprüfungs Verfahrens kann eine derartige Prüfung 
nicht erfolgen, 

b) keine konkrete Verletzung wahlrechtlicher Bestimmungen 
rügen, 

c) sich zwar auf nachprüfbare Mängel bei der Vorbereitung 
oder Durchführung der Wahl stützen können, diese jedoch 
angesichts des Stimmverhältnisses keinen Einfluß auf die 
Mandatsverteilung haben konnten. 
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Insoweit folgt der Bundestag in ständiger Praxis der Entschei- 
dung des Bundesverfassungsgerichts [BundesVerfGE Bd. 4, 370 
(372 f.)]. 


C. Alternativen 

standen nicht zur Diskussion 


D. Kosten 

entfällt 


Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entscheidung 
treffen. 


Bonn, den 15. März 1973 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 

Dr. de With Dr. Klein (Göttingen) 

Vorsitzender Berichterstatter 


2 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/356 


Beschluß 

In der Wahlanfechtungssache — Az. 18/72 — des Bernhard Oelerink, Langenhagen, 
gegen die Gültigkeit der Wahl zum 7. Deutschen Bundestag 
vom 19. November 1972 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen, 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 10. Dezember 1972 — einge- 
gangen beim Deutschen Bundestag am 18. De- 
zember 1972 — hat der Einspruchsführer Ein- 
spruch gegen die Gültigkeit der Wahl zum 
7. Deutschen Bundestag eingelegt. 

Zur Begründung trägt er vor, trotz des klaren 
Wortlautes in Artikel 3 Abs. 3 des Grundgesetzes 
seien während des Bundestagswählkampfes die 
Bundestagsbewerber, die von zahllosen Wahl- 
berechtigten radikal abgelehnt worden seien, 
vom Fernsehen und vom Rundfunk sehr erheb- 
lich bevorzugt worden. Wenn es schon kosten- 
lose Sendezeiten gebe, dürfe laut Grundgesetz 
kein Bewerber und keine politische Partei be- 
vorzugt werden. 

Weiter führt er aus, aus Artikel 21 Abs. 1 GG 
könne nicht geschlossen werden, daß politische 
Parteien als Volksvertreter vom angeblich sou- 
veränen Volk wählbar seien. Das Gegenteil er- 
gebe sich aus Artikel 38 Abs. 1 GG. Er vertritt 
die Auffassung, die „indirekte Wahl" einer Per- 
son in einer vom souveränen Volk nicht beein- 
flußbaren Reihenfolge, über eine sogenannte 
Liste, sei erst nach einer Grundgesetzänderung 
legitim. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 

Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und auch begründet 
worden; er ist auch zulässig, jedoch aus den nach- 
folgenden Gründen offensichtlich unbegründet. 

Der Hinweis des Einspruchs führers auf eine angeb- 
liche Bevorzugung bestimmter politischer Parteien 
bei der zur Verfügungstellung von Sendezeiten greift 
nicht durch. Zwar sind die Rundfunk- und Femseh- 
anstalten gehalten, politische Neutralität zu wahren, 
d. h, sie müssen bei der Gestaltung der Sendungen 


und der Auswahl der Politiker den Grundsatz- der 
Chancengleichheit beachten [vgl, BundesVerfGE 14, 
121 (132)]. Die damit verlangte Ausgewogenheit be- 
zieht sich aber entscheidend auf die die Regierungs- 
mehrheit und die Opposition tragenden politischen 
Parteien, Wenn damit kleine, insbesondere bisher 
noch nicht im Parlament vertretene Parteien rein 
rechnerisch zu kurz kommen, so ist damit keine Ver- 
letzung des Grundsatzes der Chancengleichheit ge- 
geben. Dieser Grundsatz gilt nicht nur allgemein, 
sondern auch während des Wahlkampfes. Ist es das 
verfassungsmäßig legitime Ziel, den Charakter der 
Wahl als entscheidenden Integrationsvorgang bei 
der politischen Willensbildung des Volkes und da- 
mit die Funktionsfähigkeit von Parlament und Re- 
gierung zu sichern, so ist es auch zulässig, innerhalb 
eines eng umgrenzten Rahmens von der formalen 
Chancengleichheit abzu weichen [vgl. BundesVerfGE 
14, 121 (136)]. 

Verlangt somit die Anwendung des Grundsatzes 
der gleichen Wettbewerbschancen im Bereich der 
Wahlpropaganda durch Rundfunk und Fernsehen 
nicht, daß alle Parteien in gleichem Umfang zu Wort 
kommen (vgl. BundesVerfGE Bd. 13, 204, 205), — 
und nur politischen Parteien wird gleiche Zeit zur 
Verfügung gestellt, die ihrerseits auch das Auftreten 
ihrer Kandidaten bestimmen — so kann von einer 
Bevorzugung bestimmter Parteien keine Rede sein. 
Dies gilt um so mehr, als die Angemessenheit einer 
Sendezeit keine mathematisch zu errechnende Größe 
ist (vgl. Drucksache VI/ 1311, S. 35). 

Auch die Behauptung des Einspruchsführers, die 
Wahl über eine Liste verstoße gegen den Grundsatz 
der unmittelbaren Wahl, kann nicht durchgreifen. 
Abgesehen davon, daß es der Deutsche Bundestag 
in ständiger Praxis abgelehnt hat, im Rahmen des 
Wahlprüf ungs Verfahrens die Verfassungsmäßigkeit 
von Gesetzen nachzuprüfen, hat das Bundesverfas- 
sungsgericht festgestellt, daß die Wahl über eine 
Liste weder den Grundsatz der Gleichheit der Wahl 
noch den Wahlrechtsgrundsatz der Unmittelbarkeit 
der Wahl verletze [vgl. BundesVerfGE Bd. 7, 63 
(71)]. 

Der Einspruch war daher in vollem Umfang gemäß 
§ 6 Abs. 1 a Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegrün- 
det zurückzuweisen. 
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Reditsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des 
Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 (Bundes gesetzbl. I S. 243), der als 
Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten Vor- 
aussetzungen Beschwerde beim Bundesverfassungs- 
gericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
Monats seit der Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages — — beim Bundesver- 

fassungsgericht eingegangen sein. 
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